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^erHintze: 

yon der Regierungsfähigkeit 
to die SPD noch weit entfernt 
tige ^nderparteitag der SPD geht ein Zwiespal- tes C«      —r~»~»»—& »"-• -'- ~ b~—» -- — —r— 
'Ji(. (NJr'gnal aus. Zum einen ist zu begrüßen, daß 
tvejg   ^ endlich ihre bisherige Wirklichkeitsver- 
^•n u!"1^ 'n ^er Asylfrage aufgegeben hat. Auf 
8ef0rrf8 zu einer von der CDU seit langem 

rUnrf r*en Änderung des Asyl-Artikels im 
ti0ch

nd8esetz hat die SPD einen ersten, freilich 
*U$z

U.nzureichenden Schritt getan. Darüber hin- 
Nrtev^en d'e übrigen Beschlüsse des Sonder- 
^li^ges, daß die SPD auch in vielen anderen 

u 

^t»n*Dere'cnen nocn 'nre ideologischen Scheu- 
Hpe" ablegen muß. 

\ \ 
3eie 

0rschläge zur Wirtschafts- und Finanzpolitik 
^°tih '        ^'e ^^ au^ diesem Gebiet ohne jede 

"nz ist. Ihre Vorschläge bedrohen die wirt- % 'Pete l^p...  —«- »at. line vuibciiidgc ucuiuiicii uic wii 
it«.     e Stabilität unseres Landes und damit d Hl 

eSpr» '^u^:)au im Osten. Außenpolitisch hat sich 
^\v0     erneut als unfähig erwiesen, der größer 

^ts knen internationalen Verantwortung 
la8 hat   . n<^s gerecht zu werden. Mit diesem Partei- 
\gsr..^!e SPD die von ihr beschworene Regie- 
'. ft, ahiSkeit nicht unter Beweis gestellt. 
% 

Urdie 
d*ßdi 

Menschen in Deutschland ist es erfreu- 
e SPD in der Asylfrage endlich auf die 

evTnte der CDU eingeht und die Bereitschaft zu 
Siht"derun8 des Grundgesetzes erklärt hat. Es "*Uif 
Sag^

et2t entscheidend darauf an, daß die Bun- 
raktion der SPD sich einen ausreichenden 

(Fortsetzung nächste Seite) 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

politischen Spielraum verschafft, um eine 
wirklich durchgreifende Lösung mit der 
Regierungskoalition vereinbaren zu kön- 
nen. Mit dem Wortlaut des SPD-Partei- 
tagsbeschlusses wird dies nicht möglich 
sein. Die Asylbestimmungen im Grund- 
gesetz müssen so geändert werden, daß 
der Staat wirksame Instrumente gegen 
den Asylmißbrauch an die Hand 
bekommt. Ein Festhalten am unbe- 
schränkten Individualgrundrecht und 
einer Rechtswegegarantie, verbunden mit 
einem Bleiberecht auch bei offensichtlich 
völlig unbegründeten Anträgen, könnte 
den Mißbrauch des Asylrechts nicht wirk- 
sam beheben. 
Ich fordere die Bundestagsabgeordneten 
der SPD auf, in dieser Frage ihrem 
Gewissen verantwortlich zu bleiben und 
zu einer wirksamen Grundgesetzände- 
rung beizutragen. 
2. Die Beschlüsse der SPD zum Aufbau 
Ost und zur Verteilung der damit verbun- 
denen Lasten erweisen sich bei näherer 
Betrachtung als Mogelpackung. Hier wer- 
den Forderungen aufgestellt und Verspre- 
chungen gemacht, die zweistellige Milli- 
ardenbeträge zusätzlich erfordern, ohne 
daß ein Weg zur soliden Finanzierung 
aufgezeigt würde. Die SPD erweckt den 
Eindruck, eine andere Verteilung der 
Lasten sei der Schlüssel zur Lösung der 
gesamtstaatlichen Finanzierungspro- 
bleme. Tatsache ist, daß die von der SPD 
geplante Arbeitsmarkt- und Ergänzungs- 
abgaben nur dann das von der SPD zur 
Verteilung vorgesehene Finanzvolumen 
erbringen, wenn nicht nur die sogenann- 
ten „Besserverdienenden", sondern vor 
allem auch die durchschnittlich verdie- 
nenden Facharbeiter belastet werden. 
Es bleibt ein Geheimnis der SPD, wie sie 
im Rahmen ihres Sofortprogramms die 
Wirtschaft zusätzlich belasten und gleich- 
zeitig den Wirtschaftsstandort Deutsch- 

land sichern will. Nach den jüngsten 
Konjunkturprognosen müßte auch de 

SPD klar sein, daß derartige Belastung 
der Wirtschaft den Aufbau der neuen 
Bundesländer nachhaltig gefährden 
den. 

3. Die vor dem Parteitag angekündig 
Wende der SPD in der Außen- und     ^ 
Sicherheitspolitik hat sich als eine W 
um 360 Grad erwiesen. Die SPD ist u 
ihre alten Beschlüsse nicht hinausge* 
men. Nach wie vor beanspruchen die 

Sozialdemokraten eine deutsche Son 
rolle bei der Wahrnehmung internati^. 
ler Verantwortung. Die dogmatische 
tung der SPD würde Deutschland in» 
Rahmen der Völkergemeinschaft in 
Isolation treiben und all jene Kräfte 
schwächen, die sich für wirksame In 
mente gegen Verletzungen des VölKe   j 
rechts einsetzen. 

Die wichtigsten Beschluss* 

MfflFMiflil 
• Wir gewinnen mit Europa. 

Beschlüsse zur Europapolitik- 
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SPD-Asylbeschluß reicht nicht aus 
ihJ dem Asylbeschluß der SPD auf 
llJj   Sonderparteitag erklären Bun- 
4 ^Jnenminister Rudolf Seiters und 
/ Ersitzende der CDU/CSU-Bun- 
ö

c
e
stagsfraktion, Wolf gang Schäuble: 

oe.r nach langem Zögern zustande 
j^mmene Beschluß der SPD ist zur 
cLUlU> des Asylproblems nicht ausrei- 
Q ^Q, aber ermöglicht endlich 
ejn Püäche mit der Opposition über 
Gru   n<*erung von Artikel 16 des 
^.Jdgesetzes. Dabei geht es darum, 
"ta'ii     ^ durchgreifend zu ändern, 
Gr'f*   Asylproblem wirksam in den 
V 2U Dekommen- CDU/CSU hat- 
Vf     n vor ^anren d'e Änderung der 
bef ?Ssung gefordert und Gesprächs- 
d^,tschaft signalisiert. Die SPD ist 
stänH,S ~~ trotz der bekannten Miß_ 

sko 
nicht darauf eingegangen. 

111 mt nun darauf an: Wir müssen 
sCL   'nsam das dringendste innenpoliti- 
sch       ^lem nachhaltig lösen. Es geht 
OQJ   '_nicht an, zu Formelkompromissen 
a1$t ^Einlösungen zu gelangen. Für die 

ehenden Verhandlungen der Fraktio- 
AbR

müssen die frei gewählten SPD- 
sUti     dneten die ihnen nach der Verfas- 
haA

2Ustehenden Freiräume und Ver- 
täu Ungsspielräume nutzen. Sie dürfen 

Wh?Uf den Buchstaben des SPE)- 
die$ 

hJj»sses verpflichtet sein. Nur auf 
^M       'se ist gemeinsam eine wirksame 
\y. erung zu erreichen. 
P0sit

Stellen noch einmal fest, daß die 
% !}nen von CDU/CSU und SPD aus" 
Uti$:   erklaffen. Verhandlungsbasis für 
koaiu- d'e Entschließung der Regierungs- 

Politik"6 Entscheidung für tatsächlich 
Ve>

h Verfolgte, und 
^°nv ren' wie es die Genfer Flüchtlings- 

ent'on ermöglicht. 

zwar in einem 

• Kein Anreiz für nicht politisch Ver- 
folgte, u.a. Wirtschaftsflüchtlinge, zu uns 
zu kommen. 
• Schnelle Rückführung von Asylbewer- 
bern, die unter vorgeschobenen Gründen 
unsere Rechtsordnung ausnützen. 
• Kurzfristige Abweisung von Asylbe- 
werbern aus sicheren Herkunftsländern 
oder sicheren Drittstaaten oder bei denen 
der Mißbrauch des Asyls offenkundig ist. 
• Rechtsschutz in offensichtlich aus- 
sichtslosen Fällen nur vom Ausland her. 
Die SPD muß in den anstehenden Ver- 
handlungen bereit sein, die offenkundi- 
gen Schwachstellen und Widersprüche in 
ihrem Beschluß zu beseitigen: 

• Ein Festhalten der SPD am unbe- 
schränkten Individualgrundrecht und bis- 
herigen Rechtsschutzverfahren verhindert 
jede wirksame Lösung. 

• Unser Asylrecht muß europatauglich 
werden, sonst bleibt Deutschland Ziel des 
Asylbewerberzustroms. 

• Eine volle Teilhabe an den Abkommen 
von Schengen und Dublin ist bei wörtli- 
cher Einhaltung des SPD-Beschlusses 
weiterhin nicht möglich. 

• Der Widerstand der SPD gegen Län- 
derlisten verhindert die notwendige Ver- 
fahrensbeschleunigung. Nur mit Hilfe 
von Listen mit verfolgungsfreien Staaten 
wird es möglich sein, Asylbewerber mit 
offensichtlich aussichtslosen Anträgen 
rasch in ihre Heimat zurückzuführen. 

• Kriminelle Ausländer müssen schnell 
abgewiesen und abgeschoben werden 
können. Unsere Bevölkerung hat keiner- 
lei Verständnis, wenn solche Ausländer 
unter dem Deckmantel des Asylrechts zu 
uns kommen oder sich gar lange bei uns 
aufhalten können. 
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Organisierte Kriminalität soll durch 
EUROPOL besser bekämpft werden 

hörden, insbesondere bei der Koordi 
rung von Ermittlungen und Fahndung 
unterstützen, Informationsdateien au 
bauen und gesamteuropäische Präven,elli 
tionsstrategien entwickeln. Am 1- ^P^ 
ber 1992 hat der Aufbaustab EURO^ 
unter deutscher Leitung seine Arbeit 
Straßburg aufgenommen. 

Gravierende Auswirkungen auf die K.(i 

minalität in Zentraleuropa hat die m1 

politischen Entwicklung in den Staa 
Osteuropas einhergehende Durchlass 
keit der Grenzen. Die Bundesregiei^L 
hat deshalb mit Ungarn, der CSFR> 
und Bulgarien Abkommen über die    ^ 
Zusammenarbeit bei der Bekämpf"11^ 
organisierten Kriminalität, der RauS, M 
oiftkriminalität   Hf»s TerrnrismilS UH 

Die Kriminalität nimmt in Deutsch- 
land beständig zu. Alarmierend ist vor 
allem, daß die aktuelle Entwicklung 
von organisierter Kriminalität geprägt 
ist. Ihre internationale Verflechtung 
stellt die Polizei bei der Verbrechens- 
bekämpfung vor schwer lösbare Auf- 
gaben. Die Bekämpfungsmaßnahmen 
werden häufig durch eine immer noch 
schwerfällige internationale polizeili- 
che Zusammenarbeit beträchtlich ein- 
geengt. 

Deshalb hat die Bundesregierung im Juni 
1991 vorgeschlagen, zum Kampf gegen 
den internationalen Drogenhandel und 
das organisierte Verbrechen eine Euro- 
päische Kriminalpolizeiliche Zentral- 
stelle einzurichten. Der Europäische Rat 
hat sich daraufhin im Dezember 1991 in 
Maastricht auf die Einrichtung von 
EUROPOL geeinigt. EUROPOL soll 
durch Informations- und Erfahrungsaus- 
tausch die nationalen Strafverfolgungsbe- 

giftkriminalität, des Terrorismus 
illegalen Einschleusung von Persone ^ 
geschlossen. Weitere Abkommen, i° 
sondere mit den westlichen Nachf0'» -^ 
Staaten der ehemaligen Sowjetunion   f 
in Vorbereitung. 

SED-Unrecht wird bereinigt 
Am 4. November 1992 ist das Erste 
Gesetz zur Bereinigung von SED- 
Unrecht in Kraft getreten. Das Gesetz 
vereinfacht das Wiedergutmachungs- 
verfahren und verbessert die Haftent- 
schädigung. Gegenüber der bisher gel- 
tenden Rechtslage wird der Kreis der 
Personen erweitert, die mit Aussicht 
auf Erfolg eine Rehabilitierung bean- 
tragen können. 

Dies gilt etwa für aktive Widerstands- 
kämpfer, wie beispielsweise die Teilneh- 
mer an den Demonstrationen des 17. Juni 
1953. Auch Wehrdienstverweigerer sowie 

Personen, die in der DDR wegen o    jt 
wurfs nachrichtendienstlicher Täl,£  fl 

für westliche Dienste verurteilt wor 
sind, werden jetzt einbezogen. Frü 
Urteile können nach dem neuen .. ^i 
aufgehoben werden, wenn sie poh ' 
Verfolgung gedient haben. 

Wer wegen seiner politischen Gesi 
in eine psychiatrische Anstalt eing    .|j, 
sen wurde, kann jetzt ebenfalls re" .^3- 
tiert werden. Der Antrag auf Reh»   Q$ 
tion muß beim zuständigen BezirK 
Landesgericht bis zum 31. Dezemb 
1994 gestellt werden. 
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as Wissmann: 

Wachstumskräfte mobilisieren 
r    .Gutachten des Sachverständigen- 
ijj s,lst alarmierend. Die Antwort auf 
H,j .'"'tische konjunkturelle Lage kann 
Q  ,n einer wirtschaftspolitischen 
u a,utstrategie bestehen, deren 

Abs kt2iel darin Desteht' den 

Sch f     
n8 der westdeutschen Wirt- 

Sc, ai* aufzufangen und den Auf- 
tijg

Wün8 im Osten weiter zu beschleu- 
Wn' ^'erzu müssen alle Akteure der 
iLf^haftspolitik — Gewerkschaften, 

lk
üer«ehmen und Politik — c 
stantiellen Beitrag leisten. 

einen 

SQ H-
S1C

   dieser Aufgabe versagt, setzt - 
le Gutachter zu Recht 

aftli, 
Schaf yuiacnier zu Kecnt — das „wirt- 
Tejl 

tllche Zusammenwachsen beider 
geti^Deutschlands" aufs Spiel; die Fol- 
Ifa ,Ur den sozialen Frieden in Deutsch- 
te s°wie die wirtschaftliche Entwick- 
ele,., n §anz Europa wären nicht auszu- 
„|_j en- Die Zeit ordnungspolitischer 
litjSk "Bekenntnisse" und verteilungspo- 
der   

er »Einkaufslisten" sind angesichts 
Fristen Lage zu Ende. 

St.- Jetzt alle Wachstumskräfte zu 
tum lllSleren, um das Wirtschaftswachs- 
bes , leder in Gang zu bringen bzw. zu 
^be-   Unigen. Im Vordergrund steht 
$*U f.    er Abbau von Investitionshemmnis- 

ln ganz Deutschland: 
1iSL    Bedeutendsten Investitionshinder- 
Hlf S.'cn zwischenzeitlich die Lohn- 
Ort ^arifPolitik entwickelt. Der „Stand- 
lejst 

eutschland" kann es sich nicht mehr 
Viin '     erzo8ene Lohn- und Tariffor- 
^ .°en mit steigender Arbeitslosigkeit 
^ah]     nc*em Wirtschaftswachstum zu 
^her f 

n ^en Tarifparteien kommt 
\\t\  ür die weitere konjunkturelle Ent- 
v0n ^ ng die „Schlüsselrolle" zu. Es ist 

ausragender gesamtstaatlicher 

Bedeutung, daß die Tarifparteien im Rah- 
men der Gespräche zum „Solidar-Pakt" 
den Weg für eine moderate und flexible 
Tarif- und Lohnpolitik in den kommen- 
den Jahren freimachen. 

• Die Gutachter weisen zu Recht auf die 
Bedeutung der Konsolidierung der öffent- 
lichen Finanzen als zentrale Vorausset- 
zung für weiteres Wirtschaftswachstum 
hin. Darüber hinaus brauchen wir jedoch 
wieder eine offensive und dynamische 
Wirtschaftspolitik. 
Das Bundeswirtschaftministerium muß 
wieder eine ordnungspolitische „Leucht- 
turmfunktion" übernehmen und seine 
Politik in den Dienst der Sicherung des 
Standorts Deutschland stellen. Den sich 
abzeichnenden strukturellen und kon- 
junkturellen Risiken muß ein investitions- 
freundliches Klima entgegengesetzt wer- 
den. 
„Weniger Staat — mehr Wettbewerb und 
Markt" — zählt dabei zu den vordringli- 
chen Daueraufgaben gesamtdeutscher 
Wirtschaftspolitik der kommenden Jahre. 
An erster Stelle stehen dabei weitere 
Schritte zum Abbau von Investitions- 
hemmnissen durch Deregulierung und 
Entbürokratisierung. 

Eine bedeutende Rolle bei der Rückfüh- 
rung des staatlichen Sektors spielt ferner 
der gesamte Bereich der Privatisierungen. 
Dabei geht es nicht nur um die Privatisie- 
rung bundesdeutscher Staatsbetriebe und 
Unternehmensbeteiligungen. Wir brau- 
chen vielmehr eine breit angelegte Ent- 
staatlichungspolitik, die sämtliche Berei- 
che des öffentlichen Sektors in Bund, 
Ländern und Gemeinden auf den „Prüf- 
stand" stellt. 
Die Privatisierung staatlicher Aufgaben- 
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Zitat 

Wir brauchen 
den Solidarpakt 
Das gestern veröffentlichte Jahresgut- 
achten des Sachverständigenrates hat 
nochmals deutlich gemacht, daß am 
Ende des Jahres 1992 erhebliche Unsi- 
cherheiten über den weiteren Gang der 
Wirtschaft bestehen. 
Die Warnsignale für die wirtschaftliche 
Entwicklung sind nicht zu übersehen. 
Jetzt kommt es darauf an, die Wachs- 
tumskräfte, die wir zum weiteren Auf- 
bau in den neuen Bundesländern brau- 
chen, zu mobilisieren. 
Was wir dringend bewerkstelligen müs- 
sen, ist ein Solidarpakt für Deutsch- 
land. Mehr denn je brauchen wir das 
offene und konstruktive Gespräch zwi- 
schen Bund, Ländern und Gemeinden, 
Wirtschaft und Gewerkschaften, Unter- 
nehmen und Tarifpartnern. 
Ich bin mir sicher, daß wir unsere ehr- 
geizigen Ziele erreichen können, wenn 
sich jetzt jeder zu seiner Verantwortung 
bekennt und jeder dazu bereit ist, sei- 
nen Teil zu diesem Solidarpakt beizu- 
tragen. Ziel bleibt es, einen nachhalti- 
gen Aufschwung in den neuen Bundes- 
ländern zu schaffen und gleichzeitig den 
Wohlstand in den alten Bundesländern 
zu sichern. 
Helmut Kohl anläßlich eines Besuches 
in Schwerin am 17. November 1992. 

bereiche schafft nicht nur Freiräume für 
private unternehmerische Initiativen; sie 
hat auch große Bedeutung für die Entla- 
stung der öffentlichen Haushalte. 
Die Monopolkommission rechnet bei 
durchgreifender Privatisierung mit Erlö- 
sen in der Größenordnung eines dreistel- 

Westdeutsche Firmen 
besser als ihr Ruf 

Die Leistungen westdeutscher Unter* 
nehmen beim Aufbau einer wettbe- 
werbsfähigen Wirtschaft in den neu 
Bundesländern werden nach Ansicn 
des Instituts der deutschen Wirtsch*1 

(IW) in Köln häufig unterbewertet- 
Das gleiche gelte für den Beitrag <*er 

Unternehmen zur Finanzierung des 
staatlichen West-Ost-Transfers. 
Allein 1991 seien von Firmen der altej1 

Bundesländer über 25 Milliarden C>M 
Ostdeutschland investiert worden. W 
laufenden Jahr sollen es 45 Milliarde« 
DM sein. Für 1993 gehen die iW-Sch* 
zungen von 54 Milliarden DM aus. 
Damit entfalle ein wesentlicher Teil 
getätigten Investitionen auf das Kon 
von Unternehmen aus den alten Bun    J 
ländern. Ausländische, westdeutsche 
ostdeutsche Firmen (ohne Wohnungs' 
bau) hätten 1991 zusammen 57 Mi"iar' 
den DM in den neuen Bundesländer 
angelegt. Für das laufende Jahr weT 

rund 80 Milliarden DM prognostizier 
Zu DDR-Zeiten bezogen der westde^' 
sehe Handel und die Industrie jänr ^voH 
Waren und Dienstleistungen im ^ 
sechs bis acht Milliarden DM aus 0s' <j 
deutschland. Diese Größenordnung 
heute nach IW-Berechnungen schon 
einem Quartal erreicht. 1991 kauftewjj|i< 
westdeutsche Unternehmen für 38 i* 
arden DM in den neuen Bundeslän     gll 

ein. Allein im ersten Halbjahr 1992 *   f 
es bereits 27 Milliarden DM. 

ligen Milliardenbetrages. Das Speki 
potentieller Privatisierungsbereich 
breit. Ein großes, bisher weitgehen 
ungenutztes Potential liegt dabei ins 
sondere in dem gesamten Bereich a    , 
Infrastruktur (z. B. Abwasserbeseitig    j 
Personennahverkehr, Autobahnen;- 
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Seiters: 

J°fortprogramm zur Bekämpfung 
^s Extremismus und Ausländerhasses 
Aj\f  V0l"ltegenden Zählungen sind seit 
Q ai]g dieses Jahres mehr als 1.600 
ver 

a"taten mit erwiesener oder zu 
\i0j.utender rechtsextremistischer 
ca  Ration registriert worden; davon 
dfili.. 0o Gewalttaten in den alten Bun- *esi 

?ndern. In 11 Todesfällen wird 

^2    Etwa ein Dritte| der Gewait- 
5t,s nk^aren Brand- und Sprengstoff- 

'»ch     ge <ca- 55°)- ^ber 60 vermut- 
QPta;^

chtsextremistisch motivierte 
aten richteten sich gegen poli- ,e*altt 

Qe
e Gegner. Aber auch die über 600 

•Hiis     aten von Linksextremisten 
ein ->,en angesprochen werden, davon 
SD 

,0desfall und 87 Brand- und 
Gew ,8stoffanschläge. Fast 200 
xku ttaten von Linksextremisten 
Ver^

e!en sich gegen tatsächliche oder 
"eintliche Rechtsextremisten. 

erG Bran, ewalt und Terror ausübt, Häuser in 
Hjt 

d setzt, Ausländerhaß schürt, muß 
\\X Vol'en Härte des Rechtsstaates 
*Wf   rantwortung gezogen werden. Hier 
8ebe 

S *eine falsche Zurückhaltung 
e'Tir     St recnt darf es keinen klamm- 

die r
lchen oder gar offenen Beifall für 

^walttäter geben. 
'e A fein(j..

Useinandersetzung mit Fremden- 
^nn 

1Chkeit' Gewalt und Extremismus 
§ef(j. n,cht allein von Polizei und Justiz 
%*,Werden. Wir brauchen in 
aller j.";and verstärkte Anstrengungen 

*fte mit dem Ziel, extremistische 
altp JuHge P°tentiale, insbesondere unter 

^terK-     nscnen' scnon im Keim zu 
schaf.,!nden. Neben einer gesamtgesell- 
e^eHs        n Aufklärungskampagne ist es 

in den Familien sowie durch die pädago- 
gische Arbeit in der Schule, in Vereinen 
und in Jugendverbänden klare Werte und 
Normen zu vermitteln. Auch die Medien 
tragen hier insofern eine große Verant- 
wortung. 

Im Rahmen der Aufklärungskampagne 
gegen Extremismus und Fremdenfeind- 
lichkeit führt das Bundesministerium des 
Innern Vorhaben durch: 
• Erstellung eines Schülerheftes und 
einer Lehrerhandreichung gemeinsam mit 
der Arbeitsgemeinschaft Jugend & Bil- 
dung e.V. mit einer Auflage von 500.000 
bzw. 111.000 Exemplaren. Diese Hefte 
werden Mitte Dezember verfügbar sein. 
• Anzeigenschaltung in verschiedenen 
Jugendzeitschriften. Ziel dieser Anzeigen- 
kampagne ist es, den Jugendlichen eine 
klare Orientierung in Richtung Toleranz 
und Demokratie zu geben. Gewalt kann 
und darf kein Mittel der politischen Aus- 
einandersetzung sein. Diese Aktion wird 
u.a. von prominenten Musikern unter- 
stützt und hat bereits ein sehr positives 
Echo über die Grenzen der Bundesrepu- 
blik hinaus. 
• Veranstaltung von Seminaren mit Mul- 
tiplikatoren aus den Bereichen der 
Jugendpresse, der Lehrerfortbildung, der 
Jugend- und Sozialarbeit etc. 
• Erstellung von Broschüren zum Thema 
„Extremismus und Fremdenfeindlich- 
keit". 
Alle diese Einzelmaßnahmen sind 
Bestandteil eines umfassenden Sofortpro- 
gramms. Ziel dieses Sofortprogramms ist 
u.a. die Aufklärung über den Extremis- 
mus und seine Gefahren, über Fremden- 
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feindlichkeit, Rassismus und Antisemitis- 
mus als Element rechtsextremistischer 
Ideologie und Propaganda. 

Besonders erschreckend ist der hohe 
Anteil der Jugendlichen an den gewalttä- 
tigen Auseinandersetzungen. 80 Prozent 
der festgenommenen Tatverdächtigen 
sind zwischen 14 und 20 Jahren. Wir müs- 
sen diesen Jugendlichen, die oftmals aus 
dem Gefühl der Unsicherheit, der fehlen- 
den Orientierung, der vermeintlichen Per- 
spektivlosigkeit handeln, eine Orientie- 
rung hin zu unserer Gesellschaft, für die 
Zukunft geben. 

Angesichts der hohen Zahl an Gewaltta- 
ten sind rechtsstaatliche Stärke und 
Besonnenheit gefordert. Deshalb muß 
auch unvoreingenommen geprüft werden, 
welche rechtsstaatlichen Mittel zusätzlich 
nötig sind, um die Täter zur Rechenschaft 
zu ziehen und vorbeugend zu wirken 
gegen jede Art von Extremismus, Krimi- 
nalität und Gewalt. 

Notwendig ist die weitere Intensivierung 
der Aufklärung gewalttätiger und gewalt- 
fördernder Bestrebungen. Dazu gehört 
neben der ausreichenden Zahl von Poli- 
zeibeamten auch ein rechtlich und tat- 
sächlich ausreichend ausgestatteter Ver- 
fassungsschutz bei Bund und Ländern. 
Der Verfassungsschutz muß sein Augen- 
merk neben der Beobachtung linksextre- 
mistischer Entwicklungen verstärkt auf 
rechtsextremistische und gewalttätige 
ausländerfeindliche Entwicklungen rich- 
ten. Für das Bundesamt ist ein Konzept 
entwickelt worden, um die Arbeitseinhei- 
ten zu verstärken, die den Rechtsextre- 
mismus beobachten. Zur Beobachtung 
der rechtsterroristischen Entwicklungen 
und Ansätze ist eine volle Referatsgruppe 
eingerichtet worden und bereits intensiv 
an der Arbeit. Die Beobachtung des 
Rechtsextremismus ist auch sonst intensi- 
viert worden. Damit konnten die Infor- 

mationsmöglichkeiten des Bundesam 
für Verfassungsschutz deutlich verbess 
werden. 
Ich habe das Bundesamt für Verfassung 
schütz angewiesen, die Beweislage zu 
prüfen, um bestimmte rechtsextrernis1''^ 
sehe Organisationen verbieten zu kön 
Hilfreich wäre bei allen weiteren BeIJen- 
hungen die Errichtung eines „Meldet 
stes fremdenfeindliche Straftaten" ^v 

sehen Bund und Ländern. Ziel dieses 
Meldedienstes sollte sein, die vor Ort 
gewonnenen polizeilichen Erkenntnis 
gerade auch für effektive Bekämpfung 
Strategien im Zusammenhang mit reis 
den Mehrfachtätern besser zusamme 
führen und auszuwerten. 
Notwendig ist aber auch, unvoreinge' 
nommen zu prüfen, ob in bestimmte 
Bereichen eine Verschärfung der GeS 

nötig ist. Auf den Prüfstand gehören 

• die Verschärfung des Strafmaßes b«1. 
bestimmten Straftaten der Gewaltkj1 ^ 
nalität, insbesondere in Fällen des L , 
friedensbruchs und des schweren La 

friedensbruchs, 

• die Erweiterung des Strafvorschri« 
zum Landfriedensbruchs auf Person   ' 
die sich trotz Aufforderung der P°u   fl. 
nicht aus einer gewalttätigen Mensc 
gruppe entfernen, 

• die Aufnahme der Tatbestände des 
Landfriedensbruchs in § 112a StPO' 
daß in diesen Fällen eine Verhaftung ^ 
wegen Wiederholungsgefahr mög'lC    i 
und zwar auch ohne Vorverurteilung' 

Personalie 
ha1 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

am Dienstag, 10. November 1992,     p\ 
CSU-Bundestagsabgeordneten pe[JolTV 

ler zum Obmann für die Enquete-^ ^ 
mission „Zukunft der älter werden 
Generation" gewählt. 
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^um im Konrad-Adenauer-Haus 

Bundeswehr der Zukunft 
vJ-.^111 Hintergrund der fundamental 
h a?(*erten geopolitischen Situation 

rcn den Zusammenbruch des kom- 
te ^tischen Machtgefüges diskutier- 
ter rnter der Le'tunS <les Beauftragten 
tusj.    ^ für die Bundeswehr und ver- 
Qj^jSungspolitischen Sprechers der 
p" ^CSU-Fraktion im Bundestag, 
W **reuer> in Bonn die Bundeswehr- 
ge, fragten der CDU und zahlreiche 
hei?        Cäste die sich aus der sicher- 
a„y Politischen Lage ergebenden Her- 
(jer ^

r<ierungen für die Bundeswehr 
de ^ukunft, den politischen Auftrag 
dJ! ,ner Streitkräfte und das Prinzip 

a!,gemeinen Wehrpflicht. 

Pol- •   euer stellte die neue sicherheits- 
pü   ISche Lage Europas in den Mittel- 
L     l seiner Eröffnungsrede. Der schein- 
it^ ,Widerspruch, daß durch den Zusam- 
Sefr rUc^ des kommunistischen Macht- 
typ |es Und den damit verbundenen 
den     ' einer existentiellen Bedrohung 
siCL 0cn der Friede in Europa nicht 
Sca 

e
f
rer geworden ist, hat in der Gesell- 

ig ,   Und in der Bundeswehr erneut eine 
Str .Ussion um den Auftrag deutscher 
dje j/^äfte ausgelöst. Breuer bezeichnete 
&ü   

Undeswehr der Gegenwart „als die 
der ^

eswehr der Einheit". Sie stehe vor 
sCn ^

erausforderung, als Teil der Gesell- 
gCst } diese Einheit zu vollenden und zu 
den p

len- Sie muß sich innenpolitisch mit 
W ol8en der Reduzierung der Streit- 
es eauf 370.000 Soldaten und der Bun- 
len aVerwaltung auf rund 150.000 Stel- 
len o Semandersetzen, den übernomme- 
Chan°'daten der ehema,igen NVA die 

^ehrCe ^er ^ntegrat»on m die Bundes- 
Mate^

e^en und erhebliche Bestände an 
la' und Munition der ehemaligen 

NVA abgeben oder verschrotten. Breuer 
dankte allen Bundeswehrangehörigen, 
daß sie diese große psychologische und 
menschliche Herausforderung mit großer 
Beharrlichkeit meistern. 
Breuer betonte, daß sich an dem Auftrag 
deutscher Streitkräfte, den Schutz der ter- 
ritorialen Integrität, der Sicherheit der 
Bürger und der freiheitlich-demokrati- 
schen Lebensordnung gegen äußere 
Gefahren zu gewährleisten sowie Bünd- 
nisverpflichtungen wirksam wahrzuneh- 
men, nichts geändert habe. 
Notwendig sei vor allem eine uneinge- 
schränkte Akzeptanz der Streitkräfte in 
der Gesamtgesellschaft. Sie sei wesentli- 
che Voraussetzung für die Motivation der 
Soldaten. Er betonte, daß diese Normali- 
tät Solidarität bedinge, woraus die Bereit- 
schaft zum Einsatz im Bündnisgebiet und 
die Übernahme von Verantwortung in 
sonstigen Systemen kollektiver Sicherheit 
folge. 
In seinem Referat ging Bundesverteidi- 
gungsminister Volker Rühe aktuell auf 
das Auftauchen vereinzelter Fälle von 
Rechtsextremismus in der Bundeswehr 
ein. Trotz der geringen Zahl dürfe das 
Problem nicht heruntergespielt werden. 
Er lehnte Gewalt als Mittel zur Problem- 
lösung entschieden ab. 
Der Minister betonte, daß Deutschland 
vom Zusammenbruch des expansiven 
Kommunismus am meisten profitiert 
habe, da es jetzt keiner unmittelbaren 
Existenzbedrohung mehr ausgesetzt sei. 
Gleichwohl stelle der ethnisch und reli- 
giös begründete gewaltsame Nationalis- 
mus in Europa und die desolate wirt- 
schaftliche und ökologische Situation in 
den Entwicklungsländern eine unüber- 
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sichtliche, gefährliche Mischung dar. 
Risikovorsorge müsse daher als erwei- 
terte Schutzfunktion verstanden werden. 
Hieraus zog er die sicherheitspolitische 
Konsequenz, daß Sicherheit und Risiko- 
vorsorge nur noch gemeinsam und 
kooperativ möglich seien. Er forderte 
eine grundlegende sicherheitspolitische 
Neuorientierung. Das Fundament unse- 
rer Sicherheit blieben der Nordatlantik- 
pakt und die Europäische Gemeinschaft. 
Die Bundeswehr sei ein Instrument der 
Politik. Ihr Hauptauftrag bleibe die Lan- 
desverteidigung. Auch er befürwortete 
die Beibehaltung der Wehrpflicht, die die 
Bevölkerung mit ihren Streitkräften ver- 
klammere und Nachweis des Selbstbe- 
hauptungswillens eines freien, demokrati- 
schen und friedlichen Volkes sei. Rühe 
betonte den Aspekt der Bündnissolidari- 
tät. Über 40 Jahre lang hätte Deutschland 
recht selbstverständlich Schutz und - 
Unterstützung seiner Alliierten genossen. 
Abschließend wies der Bundesverteidi- 
gungsminister daraufhin, daß sich 
Deutschland solidarischem Handeln der 

Völkergemeinschaft nicht verweigert1 

dürfe. Vorrangig müßten bis Oktober 
1993 die politischen Voraussetzungen 
geschaffen werden, um die ersten Ba*a 

lone des Heeres für friedenserhaltend 
Missionen der Vereinten Nationen ein; 
satzbereit zu haben. Mittel- und lang»11' 
stig müsse die Bundeswehr allerdings 
auch in der Lage sein, sich mit Teilen 
friedensschaffenden Einsätzen zu ^ete..s. 
gen. Der notwendige Umbau der Bun 
wehr im Gesamtsystem müsse vor ^eIj 
Hintergrund erfolgen, daß die Hinten*^ 
senschaft des Kommunismus in Deu 
land viel mehr koste als vermutet wu 
Auch die Bundeswehr müsse hier ein 
Sparbeitrag leisten. Vorrang erhielten 
jenigen Truppenteile, die in besonder 
Maße auf akute Erfordernisse ZU8esC

]tflj5 
ten sein müssen. Im Spannungsverha 
zwischen begrenzten Investitions- un 
Betriebsmitteln haben die Mittel für A^je 

bildung Priorität. Schließlich gelte es, 
Lebensbedingungen für unsere Solda^ 
— besonders im Osten Deutschlands "^ 
zu verbessern. 

Die rot-grüne Landtagsmehrheit hat 
soeben in Niedersachsen gegen die 
Stimmen von CDU und FDP ein neues 
Verfassungsschutzgesetz beschlossen, 
mit dem das Aufgabengebiet des Ver- 
fassungsschutzes erheblich beschnitten 
wird. 

Der niedersächsische Verfassungsschutz 
darf künftig nur noch extremistische 
Gruppierungen beobachten, die Gewalt 
anwenden wollen oder sich in „aktiv 
kämpferischer, aggressiver Weise" gegen 
die freiheitlich-demokratische Grundord- 
nung betätigen. Die Überwachung zahl- 
reicher verfassungsfeindlicher Organisa- 

tionen, die sich aus Tarnungsgründe 
der Regel in ihren öffentlichen MtlV 

ten eben nicht militärisch artikuliere 
wird damit abgeschafft. 
Die rot-grüne Koalition setzte sich u 
massive Bedenken der Bundesregier    {e 
hinweg. Das Bundesinnenmisterium 
in drei Schreiben am 31. Mai 1991, an 
9. März 1992 und zuletzt am 28. Sep*  je. 
ber 1992 daraufhingewiesen, daß »n 

dersachsen nach dem neuen Gesetz 
zukünftig die Mehrzahl der rechtseX    ^ 
mistischen Organisationen, wie zürn    j# 
spiel die NPD und DVU, aber auch    b, 
reiche linksextremistische Gruppen 
mehr beobachtet werden dürfen. 
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ägm^Riesenhuber: 

^as hohe Niveau der deutschen 
Mischung muß gehalten werden 
£ß,ich der Debatte im Deutschen 
von, r>es*a8 zum Antrag der Fraktionen 
\{* CD U/CSU und FDP zur „Novel- 
de JJM» des Gentechnikgesetzes und 
$j /Zugehörigen Verordnungen zur 
stri        8 ^es Forschungs- und Indu- 
\y es*andorts Deutschland und der 
d *tbewerbsfähigkeit" erklärte Bun- 
S„L 

0rschungsminister Heinz Riesen- 

K0
Utschland hat ein hohes Niveau der 

derS)u   n£. m °-er molekularen Biologie, 
sch, J Medizin und Pharmazie. Nach Ein- 

'Zung von internationalen Fachwis- 
^o L     ^ern gehören neun deutsche 
rjci   Scnulen und außeruniversitäre Ein- 
Ejn .Un§en zu den 50 weltweit führenden 
km^jjtüngen auf dem Gebiet der Mole- 
h\t   

iol°gie. Deutschland liegt bei den 
teCLnten in der Biotechnologie und Gen- 
^eln    mit ca- elf Prozent aller Patentan- 
h 4ingen auf Ran8 3 nach den USA 
^' 2prozent) und Japan (ca. 18 Pro- 
den    n den neuen Bundesländern wur- 
eWi t°^S außeruniversitäre Forschungs- 
der p 

tungen gegründet, die Methoden 
*'e u entechnik in der Medizin, Pharma- 
K     d Biologie einsetzen. 

^alt°     ^'veau der Forschung muß 
V0ra

ten werden. Eine ganz wesentliche 
£orSc^

Setzung für einen erfolgreichen 
rec^,. Ungsstandort Deutschland sind 
0enr.1Cne Rahmenbedingungen für die 
$icu   ?"Sc;nung, die bei höchstmöglicher 
Sensch     . ur Mensch und Umwelt wis- 
^er r> att'iche Forschung und Nutzung 
^s Qentechnik fördern. Diesen Zielen ist 
*H>?tecnnikgesetz vom Juni 1990 nur 
^h J11 8erecnt geworden. Während es 

Wehweit 20 Jahren Erfahrung im 

Umgang mit der Gentechnik bisher kei- 
nen einzigen Unfall gegeben hat, klagen 
Wissenschaft und Wirtschaft über büro- 
kratische Hemmnisse für die gentechni- 
sche Forschung und Produktion in 
Deutschland. 
Das geltende Gentechnikgesetz ist, insbe- 
sondere bei den im Gesetz angelegten 
Verwaltungsverfahren, dringend verbes- 
serungsbedürftig. Gentechnische Arbei- 
ten, die nach der gesetzlichen Einstufung 
kein oder nur ein geringes Risikopoten- 
tial haben, sollen deshalb nach dem Vor- 
schlag der Regierungskoalition nicht 
mehr den derzeitigen Verfahrensbelastun- 
gen unterworfen werden. 
Die bisherige Genehmigungspraxis bei 
den beiden unteren Risikostufen, auf die 
97 Prozent aller gentechnischen Vorha- 
ben entfallen, steht in bezug auf Auf- 
wand, Zeitdauer und Kosten in einem 
krassen Mißverhältnis zu dem nicht vor- 
handenen bzw. äußerst geringen Risiko. 
Ohne Abstriche bei der Sicherheit kann 
daher der Verwaltungsaufwand in der 
Wissenschaft, in den Unternehmen, aber 
auch bei den Genehmigungsbehörden 
erheblich verringert werden. 
Wissenschaftsorganisationen, unter ande- 
rem die Max-Planck-Gesellschaft, die 
Deutsche Forschungsgemeinschaft, die 
Arbeitsgemeinschaft der Großfor- 
schungseinrichtungen und Wirtschafts- 
verbände, unter anderem der Verband 
der Chemischen Industrie, die 
DECHEMA und der Deutsche Industrie- 
und Handelstag, sowie die IG-Chemie- 
Papier-Keramik und die wissenschaftli- 
chen Fachgesellschaften fordern eine 
Novellierung des Gentechnikgesetzes. 
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Peter Hintze in Athen: 

Die Bürger wollen Europa 
Nach Auffassung von CDU-Gene- 
ralsekretär Peter Hintze hat die 
Debatte um den Vertrag von Maas- 
tricht gezeigt, daß die Bürger 
Europa wollen. „Aber es muß 
demokratischer, subsidiär, föderal 
und solidarisch sein" erklärte er 
auf dem 9. Kongreß der Europäi- 
schen Volkspartei (EVP) in Athen. 
Dieses Europa zu bauen, sei die 
Verantwortung der Europäischen 
Christdemokraten. Wenn dies jetzt 
nicht gelinge, „droht der Rückfall 
in eine Politik kleinkarierter natio- 
naler Egoismen". 

Peter Hintze forderte die christdemo- 
kratisch-konservativen Schwesterpar- 
teien der CDU darüber hinaus auf, 
sich stärker in ihren Ländern für den 
wirtschaftlichen Aufbau der jungen 
Demokratien in Mittel- und Osteu- 
ropa zu engagieren. Deutschland habe 
bisher mit 80 Mrd. DM mehr als 50 
Prozent der gesamten internationalen 

Hilfe geleistet. Diese Belastungen 
müßten künftig auf mehr Schultern 
verteilt werden. Der CDU-Generalse- 
kretär appellierte an die Solidarität 
der europäischen Partner und betonte 
dabei, daß der Begriff „Solidarität" 
einen zentralen Wert christdemokrati- 
schen Denkens und Handelns sei. 
Daher sei es mit finanziellen Hilfe11 

allein nicht getan. Vielmehr müsse 
jetzt die konsequente Öffnung der he 
mischen Märkte für Produkte aus Ost- 
europa vorangetrieben werden. Hint 
wörtlich: „Es wäre eine Schande, 
wenn wir die Chance auf ein friedli- 
ches und demokratisches Europa für 
ein paar Schweinehälften verspielen- 
In diesem Zusammenhang verurteilt 
der CDU-Generalsekretär auch die 
fehlende Kompromißbereitschaft der 
Industriestaaten bei der jüngsten 
GATT-Runde. Was sich Europa und 
Amerika derzeit in den GATT-Ver- 
handlungen leisteten, sei „nicht men 
zu verantworten". 

Ausländer zahlen jährlich 
90 Milliarden DM Steuern 
Die deutsche Industrie und der CDU- 
Politiker Matthias Wissmann haben die 
Bedeutung der knapp zwei Millionen 
nicht-deutschen Arbeitnehmer unterstri- 
chen. Laut Wissmann sind eine Million 
Ausländer im verarbeitenden Gewerbe 
beschäftigt, 400.000 im Dienstleistungsge- 
werbe, 161.000 im Handel sowie 154.000 
am Bau. DIHT-Chef Hans Peter Stihl 
sagte in der Illustrierten „Bunte": „Aus- 
länder sind für die deutsche Wirtschaft 

unentbehrlich. Sie zahlen jährlich 9    ^ 
Harden Mark Steuern und Sozialvefs 

rung. Teile des Dienstleistungssekto 
würden zusammenbrechen, könnte 
nicht auf ein großes Potential an aU* , 
dischen Arbeitnehmern zurückgreif 

Adenauer-Platz in Rostock ^ 
Die Bürgerschaft der Hansestadt^Q^ 
beschloß in ihrer Sitzung am 28. 0K    ((i 

1992 auf Antrag der CDU-Fraktion   ^ 
wichtigen Platz in Rostock nach *° 
Adenauer zu benennen. 
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Öie Athener Erklärung 
pa^*f°ngreß der Europäischen Volks- 
L^ei hat am Freitag, dem 13. Novem- 

^k •   'in Athen die von der EVP" 
%      n *m Europäischen Parlament 
(ei^

brachte „Athener Erklärung" 
H Je'!j8) angenommen. In 25 Punk- 
^ pfiniert die Europäische Volks- 
W0 

ei >n dieser Erklärung ihre Verant- 
öe/|

u,8 und Aufgaben als Christliche 
Swaten 'n emer s'cn verändern- 
de,, p e't sowie ihre Vorstellung von 

Europäischen Union. 

fcür   »? ordert eine Verfassung für die 
pje °Pä'sche Union, die auf den Prinzi- 
HHjj ^er Demokratie, der Subsidiarität 
che y 

s Föderalismus aufbaut. Eine sol- 
ge. , Fassung muß insbesondere fol- 
run 

e Elemente enthalten: eine Erklä- 
re       Grundrechte des westeuropäi- 
der R Bürgers, eine bessere Abgrenzung 
Mj. ?'ügnisse der Gemeinschaft und der 
Ve J ^Staaten sowie demokratische 
die ^

hren für die Beschlußfassung und 
ft|   ez,ehungen zwischen den Organen. 
der p

le EVP ist das Subsidiaritätsprinzip 
Nur 

aran* für ein bürgernahes Europa. 
law ts mcnt auf nationaler oder regio- 
*Uf   Ebene geregelt werden kann, soll 
den 

Ur°Päischer Ebene entschieden wer- 
b'ey 
^Un  Teilung der politischen Entschei- 
iuf 1 u nacn dem Subsidiaritätsprinzip 
gerne"        regionale, nationale und 
^er ^^ftliche Organe entspricht der 
^Ö(j     .n Struktur der Gemeinschaft. 
k'nh a Smus ermöglicht die politische 
eUr0n!.tm Vielfalt und verhindert einen 
b;e p

lschen Zentralismus. 
''liin      ordert nachdrücklich die Besei- 
%rf des demokratischen Defizits durch 

agung eines vollständigen Mitent- 

scheidungs- und Haushaltsrechts auf das 
Europäische Parlament, einschließlich 
eines allgemeinen legislativen Initiativ- 
rechts und erweiterte Kontrollfunktionen 
gegenüber der Kommission als Exeku- 
tive. Außerdem sollen die Ratssitzungen, 
wenn dieser als Gesetzgeber tätig ist, 
öffentlich sein und Änderungen der 
Gemeinschaftsverträge von der Zustim- 
mung des Europäischen Parlamentes 
abhängig gemacht werden. Die Zusam- 
menarbeit zwischen dem Europäischen 
Parlament und den nationalen Parlamen- 
ten soll verstärkt werden. 
Die EVP bekräftigt nachdrücklich, daß 
die Vollendung des Binnenmarktes auf 
der Grundlage der Sozialen Marktwirt- 
schaft ohne die Verwirklichung der sozia- 
len Dimension unvollständig bliebe. Sie 
fordert die Umsetzung der Sozialcharta 
und definiert in zwölf Punkten die grund- 
legenden Elemente einer europäischen 
Sozialpolitik. 

Die EVP betont die Verantwortung, die 
der Gemeinschaft für die Sicherheit ihrer 
Bürger zukomme. Kontrollen an den 
Außengrenzen der Gemeinschaft und 
europaweite Zusammenarbeit der Polizei 
müssen das organisierte und grenzüber- 
schreitende Verbrechen bekämpfen. Die 
EVP setzt sich für die Errichtung eines 
europäischen Polizeiamtes, EUROPOL, 
zur Bekämpfung aller Formen organisier- 
ten Verbrechens, ein. 

Die EVP setzt sich für ein auf Grundlage 
der Genfer Flüchtlingskonvention verein- 
heitlichtes europäisches Asylrecht ein. 
Dies soll folgende Elemente enthalten: 
• ein vereinheitliches Asylrecht für poli- 

tisch Verfolgte in allen Staaten der 
Europäischen Union; 
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• eine gemeinsame Regelung zur vor- 
übergehenden Aufnahme von Flücht- 
lingen aus Bürgerkriegsgebieten; 

• europäische Hilfsprogramme zur 
Beseitigung der Fluchtursachen in not- 
leidenden Ländern, 

• Hilfsprogramme der Gemeinschaft für 
Mitgliedstaaten, die massive Einwan- 
derungsströme aus den Entwicklungs- 
ländern haben. 

Die EVP unterstützt die Erweiterung der 
Gemeinschaft um beitrittswillige Länder. 
Diese müssen vier Bedingungen erfüllen: 
Einhaltung der Menschen- und Minder- 
heitenrechte, Rechtsstaatlichkeit und 
Demokratie, eine angemessene wirt- 
schaftliche Grundlage und die Über- 
nahme des bereits erzielten Integrations- 
standes, einschließlich der Ziele und Ver- 
pflichtungen des Maastrichter Vertrages. 
Die Vertiefung der Gemeinschaft durch 
das Inkrafttreten der Europäischen 
Union, die Verwirklichung des Delors-II- 
Pakets und die Annahme von Maßnah- 
men, die die Effizienz und demokratische 
Kontrolle der Institutionen verstärken, 
wird durch die Erweiterung um die wirt- 
schaftlich leistungsfähigen und politisch 
stabilen EFTA-Staaten unterstützt. 

Die EVP fordert die Kommission auf, 
möglichst bald ihre Stellungnahme zu 
den Beitrittsgesuchen Maltas und 
Zyperns vorzulegen. 
Die EVP begrüßt die Assoziierungsver- 
träge mit Ungarn, Polen, der Tschechi- 
schen und Slowakischen Föderativen 
Republik. Die EVP setzt sich für den 
Ausbau der Zusammenarbeit mit den ost- 
europäischen Ländern ein und ist bereit, 
beitrittswilligen und -fähigen Staaten Ost- 
europas eine klare Beitrittsperspektive zu 
geben. 
Die EVP setzt sich für eine fest in der 
Gemeinschaft verankerte europäische 
Außen- und Sicherheitspolitik ein. Diese 

Zitat 

Ein demokratisches und 
bürgernahes Europa 
Im Zusammenhang mit dem Maas- 
tricht-Vertrag kommt es darauf an. 
wir gemeinsam alles tun, um das B» 
eines demokratischen, eines bürgern 
hen Europa, das die nationale Iden . 
tat, die Traditionen und Kultur der & 
zelnen Mitgliedstaaten respektiert, v 

anbringen. Maastricht ist nicht, *>ie 

gelegentlich gesagt wird, der Ausgab 
punkt zu einem zentralistischen Eur V 
Keiner von uns will das. Wir wolle* 
dem Maastricht- Vertrag auch in 
Zukunft als Europäer Deutsche, B^J 
Italiener und Franzosen bleiben — 
natürlich Europäer. 
Helmut Kohl auf einer Presse- 
konferenz in London 

umfaßt nicht nur militärische, sonde 
auch politische und wirtschaftliche 
Aspekte. Im Hinblick auf die Vettel' 
gung ist die Westeuropäische Union 

(WEU) ihr operativer Kern. NATO, 
Europäische Union, WEU und K-SZ- 
ergänzen sich zu einem europäische 
Netz der Sicherheit und Verteidig«1* 
Ein Einsatz europäischer Truppe«'    - 
auf Anfrage der europäischen Aut° 
ten handeln, muß durch Mehrheits«_ 
schluß des Europäischen Parlament 
abgedeckt sein. 
Hinsichtlich ihrer Werte ist die EVP ^ 
keine konfessionelle Partei. Sie w« j, 
allgemeinen jüdisch-christlichen VV ^. 
geleitet. Ihr politisches Denken un«    „ 
dein orientiert sich an den Gründe 
Freiheit in Verantwortung, Gleich«   ' i 
Gerechtigkeit und Solidarität. 
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ijgHtschlandtag der Jungen Union: 

Hermann Gröhe erneut 
^Jm Vorsitzenden gewählt 
b 

ij^ann Gröhe heißt der alte und 
(j e Rundesvorsitzende der Jungen 
gi^n Deutschlands. Die 270 Dele- 
v Jten wählten den 31jährigen 
$*s ASer mit 80 Prozent erneut in die- 
gröft   t# Hermann Gröhe leitet den 
WQ     P°litiscnen Jugendverband seit 

«am     en Stellvertretern wählte die Ver- 
1*41 mlung anschließend Christine Arlt- 
(l6^

r aus Baden-Württemberg 
Dr Jtimmen/68 Prozent), Annett 
WSler (Brandenburg/113 Stim- 
la   

53 Prozent), Udo Schuster aus dem 

"98 <?SVerband der JunSen Union Bayern 
Ha. ^tirnmen/82 Prozent) sowie Michael 
\* aus (Ost-)Berlin (169 Stimmen/70 
WUr,

ent)- Der Hesse Christian Fischer 

Ha   mit 97 Prozent in das Amt des 

K    Leisters gewählt. 

>fol 
er wurden in alphabetischer Rei- 

r|,ei
ulge Heinrich Böckelühr (Nord- 

land
n~Westfalen), Klaus Escher (Rhein- 

\ "ft    Z-*' Geor8 Fahrenschon (Bay- 
(S*ch      e Filipp (Bayern), Ilka Freitag 
(H J!?en"Anhalt), Madeleine Göhring 
Oburg), Robert Hauber (Baden-Würt- 
ver.

erg), Axel Kalteich (Thüringen), Oli- 
Han^

ng (Sachsen & Niederschlesien), 
\y "Gehirn Michna (Niedersachsen), 
s0\vj ard Remmers (Niedersachsen) 
K]a   

Patrick Warnking (Saarland) und 
I    s Welle (Nordrhein-Westfalen). 

^ n^^nschaftsbericht Hermann Grö- 
4Uf ^ahmen die gewalttätigen Anschläge 
krejt ^bewerber und Ausländer einen 
<>ver    Raum ein, er bezeichnete sie als 

Scheuungswürdig". Jene, die 

Gewalttaten gegen Ausländer begehen 
würden, müßten mit aller Härte verfolgt 
und bestraft werden, die JU-Aktion 
„Gewalt gegen Ausländer — Laß Dich 
nicht anstecken" werde mit allem Enga- 
gement fortgesetzt. 
Hermann Gröhe sprach sich weiterhin für 
eine Änderung des Grundgesetzes auf der 
Grundlage der Genfer Flüchtlingskon- 
vention aus. Dem dürfe sich die SPD 
nicht länger verweigern. Die Änderung 
allein reiche jedoch keinesfalls aus, es 
gelte, den „Immunschutz junger Leute 
gegen rechtsradikale Verführer" zu stär- 
ken, indem vermehrte vorbeugende 
Anstrengungen in der Jugendsozialarbeit 
vorgenommen werden. Diese müßten auf 
eine Stärkung des Selbstbewußtseins, die 
Befähigung zur friedlichen Konfliktbe- 
wältigung und die Vermittlung von Wer- 
ten zielen. Notwendig sei auch die Schaf- 
fung zusätzlicher sinnvoller Freizeitange- 
bote. Leider werde die Förderung der 
Jugendarbeit oft als Luxusaktivität ange- 
sehen, von der man meine, man könne sie 
auf bessere Zeiten verschieben, kritisierte 
er. Dies könne die Junge Union nicht 
akzeptieren. 
Hermann Gröhe lobte die Landesver- 
bände in den neuen Ländern, „die unter 
schwierigen Bedingungen eine ganz tolle 
Arbeit leisten". Gemeinsame Aufgabe 
müsse es sein, „immer wieder aufkeimen- 
den Gefühlen der Entfremdung zwischen 
Ost und West entgegenzuwirken". 
Das Programm zum Auf- und Ausbau 
Freier Träger (AFT-Progrämm) wertete 
Hermann Gröhe als vollen Erfolg. Die 
Finanzierung dieses Programmes müsse 
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HWlfflHttlfc* 

Bundeskanzler Helmut Kohl bei der Jungen 

für 1993 und 1994 weiter gesichert wer- 
den. 
Das Motto des Deutschlandtages lautete 
„Kurs Europa", der JU-Bundesvorstand 
legte den Delegierten einen Leitantrag 
zur Beratung vor. Eingeleitet wurde die 
Beratung durch JU-Bundesvorstandsmit- 
glied Klaus Escher: 
Escher kritisierte, die Tragweite des 
Maastrichter Vertrages sei bei der Bevöl- 
kerung nicht genügend transparent 
gemacht worden: „Wir hätten über Maas- 
tricht besser vor Maastricht diskutiert, als 
damit nach Dänemark zu beginnen". Sol- 
che Entscheidungen dürften nicht „im 
ministerialbürokratischen Mief, sondern 
in demokratischen Stil zustande kom- 
men", so Escher, der „Glasnost in Brüs- 
sel" einforderte. 
Der Leitantrag, der von den Delegierten 
nach zweitägigen Beratungen und Ände- 
rungen nahezu einstimmig verabschiedet 
wurde, mache deutlich: „Wir brauchen 
ein neues europäisches Politikverständ- 
nis". Dieses Thema könne man nicht 

Union 

mehr nur auf politischen FrühschopP 
behandeln. 1994 müsse es einen WaJ 
kämpf zum Europäischen Pariamen 
geben, „bei dem es wirklich um Euf v 

geht". 

Weiterhin verlangt die Junge Union 
ihrem Leitantrag „Kurs Europa" el 

demokratisches Europa, bei dem <- 
Subsidiarität gewahrt bleibt und all«   $ 
Zentralismus einen Riegel vorseht     0. 
Escher, der auch Vizepräsident der 
päischen Jungen Christdemokraten 

Am Sonntagmorgen war einer 'an^ij. 
gen Tradition entsprechend der CL*   |. 
Bundesvorsitzende, Bundeskanzler    $ 
mut Kohl, Gast des Deutschlandtag 
Jungen Union. Nach einer kurzen 
führungsrede stellte er sich wie ,rr"Jittel- 
den Fragen der jungen Leute. Im    tef 
punkt der Diskussion standen in e  ^j. 
Linie Fragen des Menschenrechte^.^ 
tik gab es an der Reise von Außen     . 
ster Kinkel nach China und an der 
tung der Türkei im Kurdenkonfh* ' 
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Bundesamt für Naturschutz beschlossen 
^ Bundeskabinett hat am 21. Okto- 
K|a   .  von Bundesumweltminister 
v^^ Töpfer vorgelegten Gesetzent- 
de$  liber die Errichtung eines Bun- 
^nd mteS *"r Naturschutz und zur 
(L ?rung von Vorschriften auf dem 

Iet des Artenschutzes beschlossen. 
Mitd- 
des j*lesem Gesetz sollen die Aufgaben 
*e$   Undes im Bereich des Naturschut- 
. > '^besondere des internationalen 
\ ^Schutzes, in einer selbständigen 
ive 'res°berbehörde zusammengefaßt 
her ,en- Für den Artenschutz waren bis- 
f> t

aS Bundesamt für Ernährung und 
tyj   Ortschaft sowie das Bundesamt für 

nschaft zuständig. 

des 
WlSsenschaftliche Beratung der Bun- 

des egierung im Bereich des Biotopschut- 
bjs.Und der Landschaftspflege erfolgte 
stai er durch die Bundesforschungsan- 
öko| Naturschutz und Landschafts- 
Bnn?^le» die vollständig in dem neuen 

desamt aufgeht. 

% c-Undesarnt für Naturschutz, das sei- 
ge    

u* in Bonn haben wird, soll fol- 
|    e Aufgaben wahrnehmen: 
^'^uschaftliche Unterstützung des 
d6s  'esumweltministers auf dem Gebiet 
f*fla  

aturschutzes, insbesondere der 
*chut*en~ und Tierökologie, des Biotop- 
^ofeS> der Landschaftsökologie, der 

\n 
üngsvorsorge sowie der Schutz- und 

&ere; ^sinstrumente im internationalen 
, ilch; 

^ .2ug des Artenschutzes im Zustän- 
V 'tsbereich des Bundes, z. B. bei der 
\n 

nd ausfuhr geschützter Tiere und 
»    2en; 

^su  
lnistrative Unterstützung des Bun- 

N^ü ^^tministers auf den Gebieten des 
MletJ

chutzes und der Landschafts- 

Bundesumweltminister Töpfer: „Mit der 
Konzentration des Natur- und Arten- 
schutzes in einem Bundesamt können 
diese Aufgaben künftig effektiver wahr- 
genommen werden. Der Naturschutz 
erfährt durch die Verankerung in einer 
selbständigen Bundesoberbehörde eine 
eindeutige Aufwertung. Durch die voll- 
ständige Zuordnung der Vollzugsaufga- 
ben im Artenschutz in den Geschäftsbe- 
reich eines Bundesministeriums wird 
künftig auf diesem Gebiet eine noch 
wirksamere Kontrolle möglich sein."     I 

Neue Broschüre 

„Unsere Erde im Wandel" 
Der Bundesminister für Forschung 
und Technologie hat eine neue Bro- 
schüre zum Thema „Unsere Erde im 
Wandel" herausgegeben. Auf 40 Sei- 
ten werden allgemein verständlich das 
System Erde mit Atmosphäre, Ozea- 
nen und Eisregionen erläutert sowie 
die Auswirkungen des „Klimafaktors 
Mensch" auf diese komplizierten Öko- 
systeme beschrieben. Schlagworte sind 
dabei Treibhauseffekt, Ozonloch und 
Zerstörung des tropischen Regenwal- 
des. Die Broschüre enthält ausgezeich- 
nete Bilder und sehr anschauliche 
Funktionsskizzen, 
Die Broschüre ist ab 10. November 
1992 in allen IC- und ICE-Zügen der 
Deutschen Bundesbahn zu finden und 
kann darüber hinaus auf schriftliche 
Anforderung kostenlos bezogen wer- 
den über: 
Bundesminister für Forschung und 
Technologie 
Heinemannstraße 2—12 
5300 Bonn 2 
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Renten in den neuen 
Bundesländern 
steigen um 6,1 Prozent 
Das Bundeskabinett hat am 21. Okto- 
ber auf Vorschlag von Bundesarbeits- 
minister Norbert Blüm der 5. Renten- 
anpassungsverordnung für die neuen 
Bundesländer zugestimmt. Danach 
steigen zum 1. Januar 1993 die anpas- 
sungsfähigen Beträge der Renten aus 
der Rentenversicherung um 6,1 Pro- 
zent. 

Die Steigerung entspricht den aktuellen 
Annahmen zur Entwicklung der durch- 
schnittlichen Nettolöhne und -gehälter. 
Mit der Rentenanpassungsverordnung, 
die noch der Zustimmung des Bundesra- 
tes bedarf, werden zugleich die Renten 
der Unfallversicherung und die Leistun- 
gen der Kriegsopferversorgung entspre- 
chend erhöht. 

Mit der Rentenanpassung zum 1. Januar 
um 6,1 Prozent erreicht die Eckrente (45 

Versicherungsjahre mit Durchschnitts^ 
dienst) in den neuen Bundesländern r 
66,1 Prozent der Eckrente West. Sie st 
von rund 1.120 DM auf rund 1.188\VV 
pro Monat. Die durchschnittliche Ver 
chertenrente wächst damit auf 998 V ^ 
an, was gegenüber dem 30. Juni 199 
dem Tag vor Inkrafttreten der Wirt- 
schafts-, Währungs- und Sozialunion ^ 
eine Steigerung von 110 Prozent bede 

Das schlägt sich auch in den gestieg6 

Rentenausgaben nieder: Während 1? 
in der ehemaligen DDR 16,7 Milli^0 

Mark für Rentenzahlungen ausgegeb $ 
wurden, werden es 1993 insgesamt 5 » 
Milliarden DM sein. 

Bundesarbeitsminister Norbert Blüm 
wertete die erneute Rentenanhebung 
„weitere wichtige Etappe auf dem W 
zum einigen Sozialstaat Deutschten   ' 
Die Rentnerinnen und Rentner in dc   ^ 
neuen Bundesländern gehörten eind 
zu den ersten Gewinnern der Einhei • 
Das hätten sie auch verdient angesi° ^ 
des Unrechts und der Entbehrungen-.^ 
sie während zweier Diktaturen u^e.r     i 
ergehen lassen mußten, erklärte B'ü 

Aus dem Arbeitsprogramm der KAS 

Veranstaltung Nr. 302 
Der Schutz von Natur und Umwelt 
als Zukunftsaufgaben in den neun- 
ziger Jahren — Herausforderungen 
für Städte und Gemeinden 

Fachtagung für politische Funktions- 
und Mandatsträger im kommunalen 
Bereich 
Bildungszentrum Schloß Eichholz 
29. November bis 1. Dezember 1992 
Einige der Themen: 
• Umwelt- und Naturschutz als Her- 
ausforderung für die Politik 

• Giftschleuder oder unverzichtbar6 

Bestandteil zukünftiger Entsorgungs 

konzepte? Vor- und Nachteile von 
Müllverbrennungsanlagen 
• Hat sich das Duale System in der 
Praxis bewährt? 
• Umweltpolitik und Medien — ^J 
munale Umweltpolitik als Gegensta 
der Lokalpresse 
Weitere Informationen/Anmeldung- 

Konrad-Adenauer-Stiftung 
Bildungszentrum Schloß Eichnoi* 
Postfach 1331, 5047 Wesseling 
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^eue Beitragsbemessungsgrenzen für 1993 
2 as Bundeskabinett hat am 
J' Oktober auf Vorschlag von 
. j'ndesarbeitsminister Norbert 
,'um die Verordnung über maßge- 
ende Rechengrößen der Sozialver- 

^herung für das Jahr 1993 verab- 
redet 

anach wird die Beitragsbemessungs- 
°renze in der Rentenversicherung der 
ch unt* Angestellten, entspre- 
n^nd der Steigerungsrate der Brutto- 
J|n- und -gehaltssumme je durch- 

^nittlich beschäftigten Arbeitneh- 
Jer im Jahre 1991, in den alten Bun- 
. Flandern von 6800 DM monatlich 
^ Jahre 1992 auf 7 200 DM monatlich 
d

n l993 (86400 DM jährlich) und in 
4sSneuen Bundesländern von bisher 

WO DM auf 5 300 DM monatlich 
103 600 DM jährlich) in 1993 steigen. 

, der knappschaftlichen Rentenversi- 
cherung gilt ab 1993 in Westdeutsch- 

in k e'ne Beitragst>emessun8sgrenze 

, Höhe von 8900 DM monatlich 
j u6800 DM jährlich). In Ostdeutsch- 
, *d wird sie monatlich 6 500 DM 
g .°°0 DM jährlich) betragen. (Die 

ragsbemessungsgrenzen in der 
•j Setzlichen Krankenkasse betragen 

V-H. der Beitragsbemessungsgrenze 

in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung. 
In der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung in Westdeutschland gilt deshalb 
1993 eine Beitragsbemessungsgrenze 
in Höhe von 5400 DM und in den 
neuen Bundesländern in Höhe von 
3975 DM.) 
Die Verordnung, welche noch der 
Zustimmung des Bundesrats bedarf, 
aktualisiert ferner die Bezugsgröße der 
Sozialversicherung, eine allgemeine 
Rechengröße, nach der sich unter 
anderem die Geringfügigkeitsgrenze 
bemißt. Die Bezugsgröße wird in den 
alten Bundesländern auf 3 710 DM 
und in den neuen Bundesländern auf 
2730 DM festgesetzt. 
Damit steigt die Geringfügigkeits- 
grenze (Beiträge zur Sozialversiche- 
rung werden nicht entrichtet) in den 
alten Bundesländern von 500 DM auf 
monatlich 530 DM sowie in den neuen 
Bundesländern von 300 DM auf 
monatlich 390 DM. Die Geringverdie- 
nergrenze (Arbeitgeber trägt Beiträge 
zur Sozialversicherung allein) bleibt in 
den alten Bundesländern bei 610 DM, 
während sie in den neuen Bundeslän- 
dern von 370 DM auf 450 DM steigt. 

UA!,
U
? Kommission 

flössen 
\j |jCDU/CSU-Bundestagsfraktion 
%ff ^ Thema „Nachwachsende Roh- 

•e"b 'erSc.. 
Dereits seit langer Zeit von den 

l'ert i^enen Gruppen intensiv disku- 
Vta 

er 8eschäftsführende Fraktions- 
S'°n N beschlossen, eine „Kommis- 
H{e 

achwachsende Rohstoffe" einzu- 
• d'e die Fachleute der verschiede- 

nen Arbeitsbereiche der Fraktion zusam- 
menführen soll, um eine gemeinsame Dis- 
kussion über aktuelle Fragen der „Nach- 
wachsenden Rohstoffe" herbeizuführen. 

Diese Kommission soll unter Vorsitz von 
Dr. Probst arbeiten, der während seiner 
Zeit als Parlamentarischer Staatssekretär 
im Bundesforschungsministerium detail- 
lierte Kenntnisse im gesamten Bereich 
der Nachwachsenden Rohstoffe erwor- 
ben hat. 
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Die „Quedlinburger44 sind wieder da 
20-Uhr-Nachrichten sind im MDR. ** ^ 
und ORB Spots zu einschlägigen The 
zu sehen: Um „Haustürgeschäfte",»    j( 
terschutz", „Erziehungsgeld", «^i*31*, 
des Kindes", „Alleinerziehende" un  ^ 
„Hilfe im Pflegefall" geht es in den K° 
menden Wochen. An den Wocheneno 
werden die Themen in Tageszeitung5^ 
anzeigen aufgegriffen, die ausgeschn1 

und abgeheftet werden können. 

Die Info-Kampagne mit den Quedlin^ 
läuft noch bis zum 12. Dezember 199 • 

Die „Quedlinburgs" sind wieder da: 
Unter dem Motto „Mit Durchblick 
alles im Griff" spielt die Fernsehfami- 
lie die Hauptrolle in einer Informa- 
tionskampagne des Bundesministe- 
riums für Familie und Senioren in den 
neuen Bundesländern, die nach einem 
Jahr jetzt wieder aufgenommen wurde. 

Die Kampagne vermittelt Informationen 
über die familienpolitischen Leistungen 
der Bundesregierung, macht in Fernseh- 
spots und durch Zeitungsannoncen auf 
Rechte aufmerksam und auf die Möglich- 
keiten, diese wahrzunehmen. „Mit etwas 
Tatkraft kann der einzelne Bürger auch in 
angespannten Zeiten viele Belastungen 
vermeiden — vorausgesetzt, er kennt 
seine Rechte und nimmt sie wahr", 
betonte die Bundesministerin für Familie 
und Senioren, Hannelore Rönsch. 
Fünfmal in der Woche kurz vor den 

Sprachförderung für Aussiedler sichergestellt 
Sie wird für die Dauer von max. lp .^ 
Tagen — 6 Monate — gezahlt. BeisP 
weise erhält ein Alleinstehender oil^-J 

Informationskampagne des Bun 
ministeriums für Familie und 
Senioren in den neuen Bundes!*0 

dem: Fernsehspots und Zeitung8 

zeigen informieren über familiar 
litische Leistungen s 

TAX den Einschränkungen der Einglie- 
derungsleistungen für Aussiedler in 
der 10. Novelle des Arbeitsförderungs- 
gesetzes erklärt die Aussiedlerbeauf- 
tragte der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Gertrud Dempwolf: Es sind 
schmerzhafte Einschnitte, die aber 
nicht zu vermeiden waren. Ich bin 
froh, daß der Bund die durch die 
10. AFG-Novelle eingeführte Einglie- 
derungshilfe für Aussiedler und die 
Kosten der Sprachförderung über- 
nimmt. Damit ist eine finanzielle 
Grundlage in den ersten Monaten 
nach der Aussiedlung und der Kern der 
Sprachförderung sichergestellt. 
Grundsätzlich erhalten Aussiedler ab 
1993 eine pauschale Eingliederungshilfe, 
die der Höhe nach ungefähr einer pau- 
schalierten Arbeitslosenhilfe entspricht. 

Kind 819,- DM, ein Ehepaar mit K- 
zusammen 1.695,- DM Eingliedert 
hilfe. Die Sprachförderung wurde a ^ 
sechs Monate gekürzt. Dies stellt zw 

Träger der Sprachförderung vor n,^jefif 
unerhebliche organisatorische Seh    \p 
keiten. Ebenso bedeutet diese Eins'; 
kung sicher für einige Aussiedler ei ^ 
gewisse Erschwernis beim Erlernen ^ 
deutschen Sprache. Aber die Träge

koji- 
Deutschkurse können durch einen 
zentrierten und effizienten Lehrpj3   j5i 
einen Ausgleich schaffen. Außerde" ,,e 

es in den Herkunftsländern mittler 
leichter geworden, Deutsch zu er . eS- 
oder die Deutschkenntnisse zu ver 
sern. 
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^Sjstian Schwarz-Schilling: 

j^kom investiert 
^Sachsen-Anhalt 
v Milliarden DM 
tejcu^e xm Telekommunikationsbe- 
ajjgj1 'assen sich die Anstrengungen, 
ej„  auch die Erfolge beim Aufbau 

.Modernen Infrastruktur beson- 
B„ gütlich erkennen", erklärte der 
iw:esminister für Post und Telekom- 
|j "'Kation, Christian Schwarz-Schil- 
Jwanläßlich eines Besuches in Sach- 
^Hnhait. 

>2e •tpunkt der Wiedervereinigung 
s0\y"s ^ür die drei Millionen Einwohner 
u.' die Wirtschaft von Sachsen-Anhalt 
HtiH    h rund 283.000 Telefonanschlüsse. 
Alie

e l992 sollen es über 430.000 sein. 
Anin diesem Jahr werden H 5.000 
hl? ;üsse neu installiert. Dazu kommen 
69,0o öffentliche Telefonzellen. Für 
be?    Wohnungen wird bis Ende 
L    mber die Möglichkeit der Verkabe- 
„^schaffen. 

MiUiWerden allein in den Hochbau 250 
steri °

nen Mark investiert; die wichtig- 
Tei|     °auten sind digitale Fern- und 
fiihrii

ehmervermittlungsstellen. Die Ein- 
•SrjM1.8 Von neuen Diensten wie Btx und 
&öu lst fur Mitte nächsten Jahres Plant. 

0 wiP • 
^kläj-,  'n allen neuen Bundesländern", 
'"^ch ^Cnwarz-Schilling, „sichert auch 
%Jj!.Sen-Anhalt der Aufbau eines lei- 
sVn- a^igen Post- und Fernmeldewe- 
ScWu      nur den wirtschaftlichen Auf- 
^it A" 

Sondern auch Aufträge und 
\%2 Art,eitsplätze. Bis Ende September 
'>? Hi.Vrden in diesem Land für 
iSnt DM 1'967 Auftra8e vergeben, 

•°04 an Firmen aus den neuen 
«sländ ern. 

Dirk Fischer: 

Planungen für 
Verkehrswege 
demnächst zügiger 
Planungen und Bau von Verkehrswe- 
gen — auch des umweltfreundlicheren 
Verkehrsträgers Schiene — dauern in 
den alten Bundesländern heute 10 bis 
20 Jahre. Leistungsfähige Verkehrs- 
wege im gesamten Bundesgebiet herzu- 
stellen, ist jedoch nach Vollendung der 
staatlichen Einheit Deutschlands so 
dringend wie kaum jemals zuvor. 
Zusätzlich gilt, vor allem den neuen 
Anforderungen gerecht zu werden, die 
auf die Bundesrepublik Deutschland 
als wichtigstes Transitland in der 
Mitte Europas nach Vollendung des 
EG-Binnenmarktes und der Öffnung 
der osteuropäischen Staaten zukom- 
men. Unser Gemeinwesen muß dazu 
bei den Maßnahmen der Verkehrsin- 
frastruktur wieder handlungsfähig 
werden. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hatte 
anläßlich der Beratungen des Verkehrs- 
wegeplanungsbeschleunigungsgesetzes 
gefordert, auch das umfangreiche Pla- 
nungsrecht in den alten Bundesländern 
einer kritischen Prüfung zu unterziehen 
und Gesetzesänderungen vorzulegen. Das 
vom Bundeskabinett am 4. November 
1992 beschlossene Planungsvereinfa- 
chungsgesetz ist daher nachhaltig zu 
begrüßen. Mit ihm verbindet sich die 
Hoffnung, daß bald die Planungen zügi- 
ger durchgeführt und wichtige Vorhaben 
der Verkehrsinfrastruktur schneller ver- 
wirklicht werden können. Dies gilt insbe- 
sondere für die Ost-/West-Verkehrsver- 
bindungen, die ganz Europa zugute kom- 
men. 
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Reform der Verkehrsmarktordnung 
in Richtung EG-Binnenmarkt 
Der Bundesfachausschuß Verkehrspo- 
litik begrüßt die Ergebnisse der 
Arbeitsgruppe Deregulierung der Bun- 
destagsfraktionen von CDU/CSU und 
FDP zur Reform der Verkehrsmarkt- 
ordnung. Die Vorschläge sind von 
besonderem Gewicht für die Schaffung 
gerechter Wettbewerbsbedingungen für 
die deutschen Verkehrsträger im Hin- 
blick auf die Vollendung des EG-Bin- 
nenmarktes. 

Hervorzuheben ist auch mit Blick auf die 
konkurrierenden Verkehrsträger, daß die 
Kontingente des Straßengüterverkehrs 
bis zur Marktsättigung aufzustocken sind, 
um dann zu entscheiden, ob auch dieses 

Der Bundesfachausschuß 
Verkehrspolitik der CDU hat 
auf seiner letzten Sitzung 
den folgenden Beschluß 
verabschiedet. 

Marktsteuerungsinstrument ganz entbehr- 
lich ist. Die Aufstockungen sollen sich an 
der Entwicklung der EG-Kabotage, am 
öffentlichen Verkehrsbedürfnis, an der 
verkehrswirtschaftlichen Marktlage und 
an der Entwicklung in den neuen Län- 
dern orientieren. 
Der Bundesfachausschuß nimmt zustim- 
mend zur Kenntnis, daß erste Schritte zur 
Umsetzung dieser Vorschläge von Seiten 
der Bundesregierung durchgeführt wur- 
den. So trat bereits eine Vereinheitli- 
chung der Konzessionen für den Straßen- 
güterverkehr und die Erweiterung der 
Nahzone von 50 km auf 75 km in Kraft. 
Die Aufhebung der Gütertarife für den 

Straßengüterverkehr, die Eisenbahne 
und die Binnenschiffahrt wird folge11' 
Der Bundesfachausschuß ist sich da e 
bewußt, daß die deutsche VerkehrS/Jaf 
Ordnung schrittweise und vorherseh 
an die Regeln des EG-Binnenmärkte 
angepaßt werden muß, da die Mark 
den nationalen und grenzüberschrei 
den Verkehr mehr und mehr integr»c 

werden. Bei dieser Angleichung des 
nationalen Ordnungsrahmens sind 
Bedingungen zur Durchführung von 
Beförderungen von großer Bedeutung 

•el»« 

fre'6 Dabei stellen die Beförderungsentg 
einen wichtigen Teil dar; denn die 
Preisbildung ist für die Schaffung e» ^ 
freien Verkehrsmarktes unerläßlich ^ 
dient die Aufhebung der obligator!« 
Beförderungstarife im innerdeutsch 
Verkehr. 

Der Bundesfachausschuß ist jedocn ^. 
Auffassung, daß auf dem Wege zur* 
Binnenmarkt das nach wie vor best   ^ 
hende Defizit in der Harmonisierung, 
Wettbewerbsbedingungen endlich 
ben werden muß. Ein (weitgehend) 
ralisierter Verkehrsmarkt kann ohn   jg. 
Wettbewerbsgleichheit nicht funk11 

ren. Die politische Entscheidung zü 

überfälligen Fiskalharmonisierung    JJ 
europäischen Straßengüterverkehr 
noch in diesem Jahr getroffen wer     $ 
Hierzu gehört neben der Angleichend 
Mineralölsteuer und einem einhei      f 
Mindestsatz für die Kraftfahrzeugs 
die Möglichkeit, Straßenbenutzung^i 
bühren nach den individuell verurLls- 
Kosten, also nach dem Territorial»^ 
prinzip, zu erheben. Diese a^einß,^ ä 
Aufbringung der Wegekosten erf° 
eine europäische Lösung. 
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H^yj 

Mozart, Beethoven, Vivaldi, Chopin, Tschaiko viele mehr 

SUM 
Siu Artikel Verpackungs- 

einheit 
Preis 

Weihnachtsposter 50 18,50 DM 
Weihnachtsliederbuch 25 18,75 DM 
Weihnachtspostkarte 100 9,90 DM 
Weihnachts-CD 1 6,40 DM 
Winterschal 5 47,25 DM 
Musik aus Europa, CD 1 6,40 DM 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Neu im Angebot 

• Reflektorbärchen 
Ein aktiver Beitrag zur Sicherheit 
im Straßenverkehr für unsere Kinder 

Bestell-Nr.: 9558 
Verpackungseinheit: 25 Stück 
Preis je Einheit: 34,90 DM 

Bestellungen an: 

^ma^^^ 

• Geschenkpapier 
Damit können Sie die 
Geschenke festlich verpacken 

Bestell-Nr.: 9592 
Verpackungseinheit: 20 Bogen 
Preis je Einheit: 19,60 DM 

IS-Versandzentrum, Postfach 13 28,4804 Vers mold 
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UNION IN DEUTSCHLAND — Informations^ (an» 
Christlich Demokratischen Union D^iLakC- 
Für den Inhalt verantwortlich: Axel König. "«* SK 
Ernst-Jörg Neuper, Konrad-Adenauer-Hau • ,rjeP 
Bonn, Telefon (02 28) 54 41, Verlag: u"L°n0nn. »: 
GmbH, Friedrich-Ebert-Allee 73-75, 5300 B"^ 
(0228) 5307-0, Telefax (0228) 5307-118/11*. 
Tel. (02 28) 544-421. Verlagsleitung: Dr. uw 
Bernd Profittlich. Bankverbindung: Sparkas 
Konto Nr. 7510183 (BLZ 38050000), PostgiroK       p,< 
Nr.   193795-504  (BLZ  37010050).   Abonner. 
jährlich 52,-  DM.  Einzelpreis  1,50 DM. »"^ 
wA Vereinigte Verlagsanstalten GmbH, Düsseia 
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